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20-022-1 
 
Erlass einer Verordnung zur Änderung von Gemeindegrenzen der Gemeinde Niederalteich und des 
Marktes Hengersberg 
 
Bekanntmachung des Landratsamtes Deggendorf vom 22. 01.2009, Az.: 20-0220 
 

V e r o r d n u n g  
 
 
zur Änderung des Gebietes der Gemeinde Niederalteich und des Marktes Hengersberg, beide 
Landkreis Deggendorf 

vom 22.01.2009 
 

Aufgrund von Art. 11 und Art. 12 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) erlässt das 
Landratsamt Deggendorf folgende Verordnung: 
 

 
§ 1 

 
1. In den Markt Hengersberg (Gemarkung Altenufer) werden aus der Gemeinde Niederalteich 

(Gemarkung Niederalteich) die Flurstücke Nr. 987/3 mit einer Fläche von 183 m², Nr. 991/2 mit 
einer Fläche von 498 m² und Nr. 999/2 mit einer Fläche von 482 m² (insgesamt 1163 m²) 
umgegliedert. 

2. In die Gemeinde Niederalteich (Gemarkung Niederalteich) wird aus dem Markt Hengersberg 
(Gemarkung Altenufer) das Flurstück Nr. 66/4 mit einer Fläche von 25 m² umgegliedert. 

 
3. Zugleich ändern sich entsprechend die Grenzen der Gemarkungen Altenufer und Niederalteich. 
 
 

§ 2 
 
Der Veränderungsnachweis wird nach Rechtskraft dieser Verordnung vom Vermessungsamt Landau 
a.d. Isar, Außenstelle Deggendorf, erstellt und kann dann von jedermann dort eingesehen werden. 

 
 

§ 3 
 
Im jeweiligen Umgliederungsgebiet tritt das Recht der abgebenden Gemeinde außer Kraft und das 
Recht der aufnehmenden Gemeinde in Kraft. 

 
 

§ 4  
 
Diese Verordnung tritt am 01. Februar 2009 in Kraft. 
 
 
 
Deggendorf, 22.01.2009 
Landratsamt 
 
gez. 
 
Peterle 
Oberregierungsrat 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung der Verwaltungs gemeinschaft Schöllnach 

für das Haushaltsjahr 2009 

 
 
Aufgrund der Art. 8 Abs.  2, Art. 10 Abs. 2 VGemO, Art. 40 Abs. 1, Satz 1 KommZG sowie der Art. 63 
ff. der Gemeindeordnung (GO) hat die Verwaltungsgemeinschaft Schöllnach folgende 
Haushaltssatzung erlassen, die hiermit gem. Art. 65 Abs. 3 GO i.V. mit Art. 10 Abs. 1 VGemO bekannt 
gemacht wird: 
 
 

I. 
 

§  1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit festgesetzt, er 
schließt 
 
im Verwaltungshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit                                                 889.450.-- € 
und  
im Vermögenshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit                                                   31.750.-- € 
ab. 
 
 

§  2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§  3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§  4 
 

(1) Verwaltungsumlage 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von 

Ausgaben im Verwaltungshaushalt  wird für das Haushaltsjahr 2009 auf  709.750.-- € 
             festgesetzt und nach dem Verhältnis der Einwohnerzahl der Mitgliedsgemeinden bemessen.                          
 
       2.   Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird die maßgebende Einwohnerzahl nach dem                                
             Stand vom 30.06.2008 auf 6.481 Einwohner festgesetzt. 
 

 3.   Die Verwaltungsumlage wird je Einwohner auf  109,51 €  festgesetzt. 
 
 

(2)  Investitionsumlage 
      Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
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§   5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 100.000.-- € festgesetzt. 
 
 
 

§   6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 
 
 

§   7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2009 in Kraft. 

 
 
 

II. 
 

 
Die Haushaltssatzung enthält keine nach Art. 10 VGemO, Art. 41 KommZG i.V. mit Art. 67, 71 und  
73 GO genehmigungspflichtigen Teile. 
 
 

III. 
 
Der Haushaltsplan liegt gem. Art. 10 Abs. 2 VGemO  i.V. mit Art. 40 Abs. 1, Art. 26 Abs. 1 Satz 1 
KommZG und Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO in der Zeit vom 19.02.2009 bis einschließlich 27.02.2009 in 
der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Schöllnach, Marktplatz 12, 94508 Schöllnach, 
Zimmer 9 während der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich zur Einsichtnahme auf. 
 
 
 
Schöllnach, 02.02.2009  
Verwaltungsgemeinschaft Schöllnach 
gez. 
 
 
O s w a l d   
Gemeinschaftsvorsitzender 
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Vollzug des Tierseuchenrechts; 
Verordnung zur Durchführung gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften über Maßnahmen zur 
Bekämpfung, Überwachung und Beobachtung der Blauzungenkrankheit (EG-Blauzungenbekämpfung-
Durch-führungsverordnung); 

Das Landratsamt Deggendorf erlässt folgende 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g:  

1. Gemäß § 4 Abs. 1a Satz 2 der EG-Blauzungenbekämpfung–Durchführungsverordnung  werden 
für die Schutzimpfung von Rindern, Schafen und Ziegen gegen die Blauzungenkrankheit für 
den Landkreis Deggendorf folgende näheren Einzelheiten festgelegt: 

1.1 Durchführung der Impfmaßnahmen: 

1.1.1 Alle Halter von Rindern, Schafen und Ziegen haben ihre Wiederkäuer gegen den Erreger der 
Blauzungenkrankheit (BTV Serotyp 8) nach den Gebrauchsinformationen des 
Impfstoffherstellers durch einen vom Tierhalter beauftragten Impftierarzt impfen zu lassen. 

1.1.2 Das Impfmindestalter beträgt 3 Monate. Maßgeblich ist das Alter der Tiere am Impftermin. 

1.1.3 Zur Grundimmunisierung  sind Schafe einmal , Rinder und Ziegen zweimal  zu vakzinieren.  
Wiederholungsimpfungen  von Rindern, Schafen und Ziegen, die bereits im Jahre 2008 
geimpft wurden, erfolgen einmal . 

1.1.4 Die BT-Impfung darf nicht gleichzeitig mit anderen Impfungen durchgeführt werden. 

1.1.5 Die Impfung aller impffähigen Rinder, Schafe und Ziegen muss bis spätestens 19.06.2009  
abgeschlossen sein. 

1.1.6 Die Durchführung der BT-Impfung ist durch den Impftierarzt zu dokumentieren. Dabei sind der 
Impfort, das Impfdatum, der verwendete Impfstoff, die eingesetzte Charge sowie die Anzahl der 
geimpften Tiere anzugeben.  

1.2 Ausnahmen von der BT-Impfpflicht bei Rindern 

Von der BT-Impfpflicht können mit Zustimmung des Landratsamtes folgende Tiere 
ausgenommen: 
a) Rinder, die in reiner Stallmast gehalten werden, 
b) Besamungsbullen, 
c) wenn bei der Impfung Gefahr für Leib und Leben besteht, 
d) Tiere, die innerhalb der nachfolgenden vier Wochen geschlachtet werden sowie 
e) wenn durch eine entsprechende Laboruntersuchung (ELISA und/oder PCR) ein Rind als 

„BTV-8-infiziert“ eingestuft worden ist; das Ergebnis muss vor Beginn der Impfkampagne 
vorliegen. 

 
1.3     Vorbehalt des Widerrufes der unter Nr. 1.2 genannten Ausnahmeregelung 

Die Ausnahmeregelung unter Nr. 1.2 kann jederzeit entschädigungslos widerrufen werden, 
wenn Belange der Tierseuchenbekämpfung dies erfordern. 
 

2.       Kosten werden für diese Allgemeinverfügung nicht erhoben. 

3. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
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Hinweise:  

 

 1. Die Anfechtung dieser Allgemeinverfügung hat keine aufschiebende Wirkung. Auf § 80 S. 1 Nr. 
2, S. 2 Tierseuchengesetz (TierSG) i. V. m. § 80 Abs. 2 Nr. 3 Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) wird Bezug genommen. 

 
2.      Verstöße gegen die Impfpflicht können gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 4 der EG-Blauzungenbekämpfung-

Durchführungsverordnung als Ordnungswidrigkeit im Sinne von § 76 Abs. 2 des TierSG 
geahndet werden. Gemäß § 76 Abs. 3 TierSG kann eine Geldbuße bis zu 25.000 Euro 
festgesetzt werden.  

3. Treten Todesfälle in unmittelbarem Zusammenhang mit der BT-Impfung auf oder müssen Tiere 
in ursächlichen Zusammenhang mit deren Durchführung getötet werden, so ist dies 
unverzüglich der zuständigen Behörde im Hinblick auf mögliche Entschädigungsansprüche 
anzuzeigen. 

4. Die Impfung gegen die Blauzungenkrankheit ist eine bundesrechtlich geregelte Verpflichtung 
des Tierhalters. Die Durchführung durch den von ihm beauftragten Tierarzt erfolgt im Rahmen 
eines Dienstvertrages nach §§ 611 ff. BGB mit der daraus resultierenden Kostenfolge. Auf die 
Beihilferegelungen des Tierseuchenfonds wird verwiesen 

 
5. Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 1 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz ist nur der verfügende Teil 

einer Allgemeinverfügung öffentlich bekannt zu machen. Die Allgemeinverfügung liegt mit 
Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung im Landratsamt Deggendorf, Herrenstraße 18, 94469 
Deggendorf, Zimmer 09, aus. Sie kann während der allgemeinen Dienstzeiten eingesehen 
werden.  

Deggendorf, 12.02.2009 

gez. 

Dr. Becker 
Oberregierungsrätin  
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BEKANNTMACHUNG 
 

über die Feststellung und Prüfung der Jahresabschlü sse 2006 und 2007 
des Zweckverbandes für Tierkörper- und Schlachtabfa llbeseitigung Plattling 
 
 
1. Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung am 17.12.2008 die geprüften Jahresabschlüsse 

2006 und 2007 behandelt und folgende Beschlüsse gefasst: 
  

a) Jahresabschluss 2006: 
Die Verbandsversammlung stellt den Jahresabschluss 2006 mit einer Bilanzsumme von 
23.021.058,18 € und einem Jahresverlust von 436.984,99 € fest und beschließt, den 
Jahresverlust in Höhe von 436.984,99 € aus dem Gewinnvortrag zu tilgen. 

 
b) Jahresabschluss 2007: 

Die Verbandsversammlung stellt den Jahresabschluss 2007 mit einer Bilanzsumme von 
23.290.581,39 € und einem Jahresverlust von 394.694,28 € fest und beschließt, den 
Jahresverlust in Höhe von 394.694,28 € aus dem Gewinnvortrag zu tilgen. 

 
2. Der Bayerische Kommunale Prüfungsverband München hat die Jahresabschlüsse 2006 und 2007 

geprüft und nachfolgende Bestätigungsvermerke erteilt: 
  
 „Die Buchführung und der Jahresabschluss für das Jahr 2006 entsprechen nach unserer pflichtgemäßen 

Prüfung den Rechtsvorschriften und der Betriebssatzung. Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss; die 
Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung sind zutreffend dargestellt. Die wirtschaftlichen Verhältnisse 
wurden geprüft; sie geben keinen Anlass zu Beanstandungen.“ 

 
 München, 06.09.2007 
 Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband 
 Dr. Pentenrieder 
 Wirtschaftsprüfer 
 

„Die Buchführung und der Jahresabschluss für das Jahr 2007 entsprechen nach unserer pflichtgemäßen 
Prüfung den Rechtsvorschriften und der Betriebssatzung. Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss; die 
Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung sind zutreffend dargestellt. Die wirtschaftlichen Verhältnisse 
wurden geprüft; sie geben keinen Anlass zu Beanstandungen.“ 

 
 München, 06.08.2008 
 Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband 
 Dr. Pentenrieder 
 Wirtschaftsprüfer 
 
3. Die Jahresabschlüsse 2006 und 2007 liegen zusammen mit den Lageberichten in der Zeit vom 

19.03.2009 bis 27.03.2009 während der allgemeinen Dienststunden in der Geschäftsstelle des 
Zweckverbandes, Wasinger Weg 12, 94447 Plattling, zur öffentlichen Einsichtnahme auf. 

 
 
Plattling, 30.01.2009  
 
Zweckverband für Tierkörper- und 
Schlachtabfallbeseitigung Plattling 
 
gez. 
 
 
Christian Bernreiter 
Verbandsvorsitzender 
Landrat 



   

 18 

Beratungstermine 2008  
des Bayerischen Blinden- und Sehbehindertenbund e. V. (BBSB)  

 
 
Beratungen finden statt wie folgt: 
 
 
Plattling  
Im 
Beratungs- u. Begegnungszentrum  
Bahnhofplatz 6 
94447 Plattling 
von Montag bis Freitag 
10.00 – 16.00 Uhr 
oder nach Vereinbarung 
Tel.: 09931/890575 
E-Mail: plattling@bbsb.org 
 
 
Straubing  
Im Gebäude der AOK (Zimmer 2) 
Tel. 09421 865-145  
Bahnhofplatz 17   
94315 Straubing 
An jedem 2. Donnerstag im Monat 
Von 10.00 – 13.00 Uhr 
Tel.: 09428/902597 (Frau Sophie Oberberger) 
 
 
Landshut  
im Nebenzimmer des "Restaurants am Bahnhof"  
Bahnhofplatz 1  
84034 Landshut 
an jedem 2. Freitag im Monat 
von 13.00 – 15.00 Uhr 
Tel.: 08765/9384481 (Herr Albert Hoschek)  
 
Freyung  
Im Kurhaus (Eingang Bücherei)  
Am Markt 2  
94078 Freyung 
an jedem letzten Donnerstag im geraden Monat (außer Juni u. Dezember)  
von 13.00. – 15.00 Uhr 
Tel.: 09931/890575 (Herr Walter Bichlmeier) 
 
Regen 
Im Landratsamt (Zimmer 35) 
Poschetsrieder Str. 16 
94209 Regen 
an jedem 1. Donnerstag im ungeraden Monat (außer Mai u. Januar)     
von 13.00 – 15.00 Uhr 
Tel.: 09931/890575 (Herr Walter Bichlmeier) 
 
Passau  
Im Nebenzimmer des Gasthauses „Bayr. Löwe“  
Dr.-Hans-Kapfingr-Str. 3  
94036 Passau 
am 3. Freitag im Februar, April, Juni und Oktober   
von 13.00 – 15.00 Uhr 
Tel.: 0851/56121 (Frau Regina Böttcher) 
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Infostammtische 2008  
des Bayerischen Blinden- und Sehbehindertenbund e. V. (BBSB)  

 
 
 
Monatlich treffen sich Blinde und Sehbehinderte zum Gedankenaustausch im Rahmen von 
Infostammtischen wie folgt: 
 
Jeden 1. Montag im Monat in Pocking  
Gasthaus Pfaffinger 
Oberindling 39 
Von 14 – 17 Uhr 
Leitung: Fritz Altendorfer  
Tel.: 08531/8793 
 
 
Jeden 1. Donnerstag im Monat in Zwiesel 
Hotel Kapfhammer   
Holzweberstr. 6-10  
Von 14 – 17 Uhr 
Leitung: Rosemarie Kersten 
Tel.: 09942/801819 
 
 
Jeden 1. Freitag im Monat in Dingolfing 
Fortuna-Stüberl 
Bahnhofstr. 57 
Von 14 – 17 Uhr 
Leitung: Walter Bichlmeier 
Tel.: 09953/2303 
 
 
Jeden 1.Samstag im Monat Wechselweise: 
 
In Abensberg 
Gasthaus Bachhuber 
Seeweg 9 
Von 14 – 17 Uhr 
Leitung: Georg Wagner  
Tel.: 09441/3120 
 
Weitere Treffen bitte bei Herrn Wagner erfragen!  
 
 
Jeden 2. Mittwoch im Monat in Deggendorf 
Im Bierstüberl des Altenheim St. Vinzenz  
Kapuzinergraben 2  
Von 14 – 17 Uhr 
Leitung: Horst Burger 
Tel.: 09931/5883 
 
Jeden 2. Donnerstag im Monat in Straubing 
Im Nebenzimmer der Bahnhofsgaststätte 
Bahnhofplatz 13 
Von 14 – 17 Uhr 
Leitung: Sophie Oberberger 
Tel.:09428/902597 
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Jeden 2. Freitag im Monat in Landshut 
Im Restaurant am Bahnhof  
Bahnhofplatz 1  
Von 14 – 17 Uhr 
Leitung:  Albert Hoschek  
Tel.: 08765/9384481  
 
 
Jeden 2. Freitag im Monat in Vilshofen 
Haus der Sozialdienste 
Vilsfeldstr. 6 
Von 14 – 17 Uhr 
Leitung: Siglinde Voß 
Tel.: 08541/2228 
 
 
Jeden 2. Sonntag im Monat in Pfarrkirchen 
Gasthaus Schachtl 
Passauer Str. 28 
Von 14 – 17 Uhr 
Leitung: Erwin Maier  
Tel.: 08571/3969 
 
 
Jeden 3. Freitag im Monat in Passau 
Gasthaus Bayrrischer Löwe 
Dr. Hans-Kapfinger-Str. 3 
Von 14 – 17 Uhr 
Leitung: Regina Böttcher 
Tel.: 0851/56121 
 
 
Jeden 3. Samstag im Monat in Vilsbiburg   
Cafe Gabriel II (Passage)  
Am Stadtplatz 22  
von 14-17 Uhr (April-September) u. 13-16 Uhr (Oktober-März)  
Leitung: Thomas Galler  
Tel. 08745 965551  
 
 
Jeden letzten Donnerstag im Monat in Bogen  
Hotel „Am Platzl“  
Stadtplatz 38  
Von 14 – 17 Uhr  
Leitung: Irene Schnarr  
Tel.: 09422 805043  
 
 
Jeden letzten Donnerstag im Monat in Freyung 
Gasthaus Brunnhölzl 
Schulgasse 4 
Von 14 – 17 Uhr  
Leitung: Gerald Werner 
Tel.: 08551/6761 
 
 
Jeden letzten Samstag in Hauzenberg 
Gasthaus zum Spor 
Waldkirchener Str. 9 
Von 14 – 17 Uhr 
Leitung: Egid Mühlberger 
Tel.: 08584/638 
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Bekanntmachung  
für Staatsangehörige der übrigen Mitgliedstaaten de r Europäischen Union 

(Unionsbürger) zur Wahl zum Europäischen Parlament in der 
Bundesrepublik Deutschland am 7. Juni 2009 

 
 

Am 07. Juni 2009 findet die Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der 
Bundesrepublik Deutschland statt. An dieser Wahl können Sie aktiv teilnehmen, wenn Sie am Wahltag 
 
1.  die Staatsangehörigkeit eines der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union  besitzen, 
 
2. das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
 
3. seit mindestens drei Monaten in der Bundesrepublik Deutschland oder in den übrigen 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union eine Wohnung innehaben oder sich mindestens seit 
dieser Zeit sonst gewöhnlich aufhalten (auf die Dreimonatsfrist wird ein aufeinanderfolgender 
Aufenthalt in den genannten Gebieten angerechnet), 

 
4. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, 

dessen Staatsangehörigkeit Sie besitzen, vom aktiven Wahlrecht zum Europäischen Parlament 
ausgeschlossen sind, 

 
5. in ein Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutschland eingetragen sind. Die erstmalige 

Eintragung erfolgt nur  auf Antrag. Der Antrag ist auf einem Formblatt zu s tellen; er soll bald 
nach dieser Bekanntmachung  abgesandt werden.  

 
Einem Antrag, der erst nach dem 17. Mai 2009 (21.Tag vor der Wahl) bei der zuständigen 
Gemeindebehörde eingeht, kann nicht mehr entsprochen werden (§ 17 a Abs. 2 der 
Europawahlordnung). 
 

Sind Sie bereits aufgrund Ihres Antrages bei der Wahl am 13. Juni 1999 oder einer späteren Wahl 
zum Europäischen Parlament in ein Wählerverzeichnis der Bundesrepublik Deutschland 
eingetragen worden, so ist ein erneuter Antrag nicht erforderlich. Die Eintragung erfolgt dann von 
Amts wegen, sofern die sonstigen wahlrechtlichen Voraussetzungen vorliegen. Dies gilt nicht, 
wenn Sie bis zum oben angegebenen 21. Tag vor der Wahl gegenüber der zuständigen 
Gemeindebehörde auf einem Formblatt beantragen, nicht im Wählerverzeichnis geführt zu werden. 
Dieser Antrag gilt für alle künftigen Wahlen zum Europäischen Parlament, bis Sie erneut einen 
Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis stellen. 
 
Sind Sie bei früheren Wahlen (1979 bis 1994) in ein Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik 
Deutschland eingetragen worden, müssen Sie für eine Teilnahme an der Wahl einen erneuten 
Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis stellen. 
 
Nach einem Wegzug in das Ausland und erneutem Zuzug in die Bundesrepublik Deutschland ist 
ein erneuter Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis erforderlich. 

 
Antragsvordrucke (Formblätter) sowie informierende Merkblätter können bei den Gemeindebehörden 
in der Bundesrepublik Deutschland angefordert werden. 
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Für Ihre Teilnahme als Wahlbewerber  ist u. a. Voraussetzung, dass Sie am Wahltag 
 
 
1. das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
 
2. die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union  besitzen, 
 
3. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, dem 

Sie angehören, von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind. 
 
 
Mit dem Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis oder mit den Wahlvorschlägen ist eine 
Versicherung an Eides statt abzugeben über das Vorliegen der o. g. Voraussetzungen für die aktive 
oder passive Wahlteilnahme. 

 
 
Deggendorf, 02.02.2009 
Der Kreiswahlleiter 
 
gez. 
 
Peterle 
Oberregierungsrat 
Landratsamt Deggendorf  
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Wahl zum 17. Deutschen Bundestag 

am 27. September 2009 
 

Bekanntmachung des Kreiswahlleiters 

für den Wahlkreis   227  Deggendorf 

vom 19.02.2009 

 
 

Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschläg en 
 
Gemäß § 19 des Bundeswahlgesetzes (BWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 
(BGBl I S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. März 2008 (BGBl I S. 
394), in Verbindung mit § 32 der Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. April 2002 (BGBl I S. 1376), zuletzt geändert durch Art. 1 der Zweiten Verordnung zur 
Änderung der Bundeswahlordnung und der Europawahlordnung vom 3. Dezember 2008 (BGBl I S. 
2378), fordere ich hiermit die Parteien und die Wahlberechtigten zur möglichst frühzeitigen 
Einreichung der Kreiswahlvorschläge auf. 
 
Die Kreiswahlvorschläge sind dem Kreiswahlleiter spätestens am 
 
 

23. Juli 2009, 18.00 Uhr 
 
 
schriftlich einzureichen.  
 
Die zur Entgegennahme von Wahlvorschlägen zuständige Dienststelle des Kreiswahlleiters befindet 
sich im Landratsamt Deggendorf, Herrenstr. 18, 94469 Deggen dorf, Zimmer–Nr. 117, 1. OG.  
 
 
 
A. Voraussetzungen für die Einreichung von Kreiswah lvorschlägen 

 
1. Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des § 20 BWG von 

Wahlberechtigten eingereicht werden. Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen 
Kreiswahlvorschlag einreichen. 

 
2. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht 

aufgrund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten 
vertreten waren, können als solche einen Kreiswahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 
spätestens am 29. Juni 2009  dem Bundeswahlleiter (Statistisches Bundesamt, 65180 
Wiesbaden) ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der 
Bundeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. 
 
In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl beteiligen 
will. Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstands, darunter dem 
Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten 
Parteiorganisation an die Stelle des Bundesvorstands. Die schriftliche Satzung und das 
schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung 
des Vorstands sind der Anzeige beizufügen. 
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 B. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 
 
1. Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber 

kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. Als 
Bewerber einer Partei kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer nicht 
Mitglied einer anderen Partei ist und in einer Mitgliederversammlung zur Wahl eines 
Wahlkreisbewerbers oder in einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung 
hierzu gewählt worden ist. Als Bewerber kann nur vorgeschlagen werden, wer seine 
Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. 

 
2. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13  zur BWO eingereicht werden. 

Er muss enthalten 
 
a) den Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsdatum, Geburtsort und die 

Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers, 
 
b) den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 

verwendet, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren 
Kennwort. 

 
3. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 

stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
4. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mitgliedern des Vorstands des 

Landesverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und 
handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei in Bayern keinen Landesverband oder 
keine einheitliche Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge von den 
Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, dem 
Satz 1 gemäß unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden Vorstands genügen, 
wenn er innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine 
schriftliche, dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt. 

 
5. Die Kreiswahlvorschläge der unter A.2. genannten Parteien müssen außerdem von 

mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein. Die Wahlberechtigung der Unterzeichner muss im Zeitpunkt der 
Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlags 
nachzuweisen. 

 
6. Andere Kreiswahlvorschläge müssen von mindestens 200 Wahlberechtigten des 

Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 20 Abs. 3 BWG), Nr. 5 Satz 
2 gilt entsprechend. Hierbei haben drei Unterzeichner ihre Unterschriften auf dem 
Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten. 

 
7. Muss ein Kreiswahlvorschlag nach den vorhergehenden Nummern 5 und 6 von mindestens 

200 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen 
Formblättern nach Anlage 14  zur BWO unter Beachtung des § 34 Abs. 4 BWO zu erbringen. 
Auf jedem Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift kann nur eine Unterschrift geleistet 
werden. Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert. 
 
Bei der Anforderung sind Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des 
vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforderung der Nachweis erbracht, 
dass für den Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß Art. 31 Abs. 7 
Meldegesetz eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) eine 
Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines Postfachs genügt nicht. 
 
Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlags, der den Kreiswahlvorschlag einreichen 
will, sind außerdem bei Parteien deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. Die 
vorgenannten Angaben zum Bewerber und zum Wahlvorschlagsträger sind vom 
Kreiswahlleiter im Kopf der Formblätter zu vermerken. 
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Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- oder einer 
besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung zu bestätigen. 
 
Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert (nach dem Muster der Anlage 
14) eine Bescheinigung seiner Gemeindebehörde zur BWO beizufügen, dass er im 
Wahlkreis wahlberechtigt ist. 
 
Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere 
Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Kreiswahlvorschlägen 
ungültig.  
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete 
Unterschriften sind ungültig. 

 
8. Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen: 
 

a) Die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15  zur 
BWO, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine 
Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat, 

 
b) eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Muster der Anlage 

16 zur BWO, dass der Bewerber wählbar ist, 
 
c) bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der Niederschrift über die 

Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der der Bewerber 
aufgestellt worden ist, im Falle eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine 
Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, mit der nach § 21 
Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt. Die Niederschrift 
soll nach dem Muster der Anlage 17  gefertigt, die Versicherung an Eides statt nach 
dem Muster der Anlage 18  abgegeben werden. Ferner haben Parteien dem 
Kreiswahlvorschlag eine Versicherung an Eides statt des vorgeschlagenen Bewerbers 
gegenüber dem Kreiswahlleiter nach dem Muster der Anlage 15  beizufügen, dass er 
nicht Mitglied einer anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist.  

 
d) die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des 

Wahlrechts der Unterzeichner (siehe B.7.), sofern der Kreiswahlvorschlag von 
mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss. 

 
9. Die einzureichenden Unterlagen sind in Schriftform rechtzeitig vorzulegen. Die Schriftform ist 

dann gegeben, wenn die schriftlich einzureichenden Unterlagen persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sind und beim zuständigen Wahlorgan im Original vorliegen. 
Die Schriftform ist durch E-Mail oder Telefax nicht gewahrt. 

 
 
C. Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschläge n sowie Beseitigung von 

Mängeln  
 
Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht über seine 
Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 200 Wahlberechtigten unterzeichneter 
Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit der Unterzeichner durch eine von ihnen 
persönlich und handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen werden. 
 
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 23. Juli 2009, 18.00 Uhr , kann ein Kreiswahlvorschlag nur 
durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson und nur dann geändert werden, wenn der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit 
verliert. Das Verfahren nach § 21 BWG braucht nicht eingehalten zu werden, der Unterschriften 
nach den Punkten B.5. und B.6. bedarf es nicht. Nach der Entscheidung über die Zulassung des 
Kreiswahlvorschlags ist jede Änderung ausgeschlossen. 
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Nach Aufforderung durch den Kreiswahlleiter sind etwaige Mängel im Kreiswahlvorschlag durch 
die Vertrauensperson rechtzeitig zu beseitigen. Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur 
noch Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben werden. 
 
Auskunft über Fragen, welche die Einreichung von Wahlvorschlägen betreffen, erteilt das Büro 
des Kreiswahlleiters. Dort sind auch die amtlich vorgeschriebenen Vordrucke nach Anlage 14 
(Unterstützungsunterschriften) sowie die weiteren Vordrucke nach Anlagen 13, 15, 16, 17 und 18 
zur BWO für die Einreichung von Wahlvorschlägen kostenfrei erhältlich. Letztgenannte Vordrucke 
sind auch im Internetangebot des Landeswahlleiters unter www.wahlen.bayern.de abrufbar. 

 
 
 
Der Kreiswahlleiter 
 
gez. 
 
Peterle 
Oberregierungsrat 
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 Sparkasse Deggendorf 
 
 
 
 
 
 
 

Kraftloserklärung  
 
 
 
 
 
Die Sparkassenbücher 
 
 
 
 

Nr. 3783938313 
Nr. 3782908515 
Nr. 3782911790 

 
 
 
 
 
werden gem. Art. 39 AGBGB für kraftlos erklärt. 
 
 
 
 
Deggendorf, 02.02.2009 
 
 
Sparkasse Deggendorf 
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Sparkasse Deggendorf 
 
 
 
 
 

Aufgebotsverfahren  
 
 
 
 
 
Die Sparkassenbücher 
 
 
 

Nr. 3781140128 
Nr. 4582990240 
Nr. 3831333665 

 
 
 
ausgestellt von der Sparkasse Deggendorf sind in Verlust geraten. Gemäß Art. 35 AGBGB werden die 
Sparkassenbücher hiermit aufgeboten und die Inhaber aufgefordert, binnen einer Frist von 3 Monaten 
ihre Rechte unter Vorlage der Sparkassenbücher anzumelden. Wenn innerhalb dieser Zeit keine 
Rechte angemeldet werden, werden die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt. 
 
 
 
 
 
Deggendorf, 17.02.2009; 20.02.2009 
 
 
gez.  
 
 
Sparkasse Deggendorf 
 
 
 
 
 


